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Neues helvetisches Tagblatt.
Herausgegeben von Escher und Usteri/ Mitgl. der gesezg. Rgthe.

Band il. à. exxxi. Bern, den 7. Jan. izoo. (17. Nivose vm.)

G c s e z g e b u n g.

Senat, 11. November.

(Fortsetzung.)

Zäslin ist gleicher Meinung. Pettolaz
ebenfalls.

M oser glaubt immer noch, die Munizipa-
litärsschreiber sollten jene Akten ausfertigen.

Crauer mochte Vertagung der Discussion
bis morgen, da ihm die Sache auch nicht
klar ist.

Genhard: Die Resolution nimmt den
Munizipalitätsschreibern gar nichts weg — und
auf den Kanton Luzern hat der Beschluß keinen
Bezug, da derselbe keine Notaren hat. Bay,
Moser und Crauer irren sich darin, daß sie
das Wörtchen können der Resolution, mit dem
Wort sollen verwechseln; auch geht der Be-
fchluß nur die Kantone an, wo die Notaren
üblich sind.

Der Beschluß wird angenommen.
Eine Botschaft des Vollziehungsdirektorium

über die politischen Eorporationen wird ver-
lesen.

Cart findet, dieses weitläufige politische
System verdiene von denen die die Bürger-
schafren lieben, und von denen die sie nicht
lieben, naher untersucht zu werden; er ver-
langt Verweisung desselben an die Revisions-
commission der Constitution. Angenommen

Genhard erhält Urlaub für 14 Tage.

m Bern, deren Eigenthum es ist, an die Na-
tion kauf- oder tauschweise gerne überlasse
wurde

bat nicht geglaubt, daß die obersten

de. keine Nakionalgelmude fin-"N, und das .Direktorinin sowohl als der Sc-

nat Hauszinse für Privatgebande zu zahlen ge-
nöthigt würden; er meint es ließen sich doch
wohl solche Nationalgebäude finden — so gut
wie in Luzern — und wünscht, daß solche auf-
gesucht werben.

Cart. Entweder ist dieß Haus Eigenthum
des aussern Standes von Bern, oder Eigen--
thum der Nation: im ersten Fall grosser Dank
ihm für die doppelte Gefälligkeit, mit der er
uns m sein Haus aufnahm und uns die noth,-
gen Einrichtungen trist; — die Würde der Na-
twn und des Senats werden erfodern, daß der
Staat diese Ausgaben bezahle. Aber höchst
Wichtig ist die Entscheidung der Frage: ob dieß
Haus Nationaleigenthum sey oder nicht? Das
Haben der Nation muß endlich gekannt seyn;
soll man den Munizipalitäten der ehmaligen

glauben, so gehört Alles ihnen und
^ Nation. Entscheiden können wir

freil.ch h:er nichts, aber das Direktorium ein-
laden, die Trennung der Gemeindaütcr vomStaatsgut zu beschleunigen.

Muret ist gleicher Meinung; er kennt die
.Bl.dung des ehmal.-gen aussern Standes nicht
menug, glaubt aber, da derselbe keine eigentliche
^Privatgeiclhchaft war, so gehöre sein Vermögen
oem Staate; damit man aber aus der gegen-
wartigen Berathung nie etwas folgern könne,^ ^ bw Eaalinspcktoren bevollmächtigen,
auf Kosten der Nation die erfodcrllchen Repa-
rationcn vorzunehmen.

LülharO dankt seinen College« für ihre
Sorge um die Nationalgüttr; indessen wird es
mass seyn zu zeigen, daß das Genatshaus
kein Natwnalgebäude ist; die Gesellschaft würde
ober ^uch unter der kleinen Bedingung, daß
ihre Schulden auch für Na nona! schulde n angc-
nommen würden, ihr Eigenthum gern abtreten.

Genhard glaubt, es müssen sich National-
gedaude in Bern finden, in denen der Senat
ohne Kosten seine Sitzungen halten könne.
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Lüthi v. Sol. Die Reparatisnsunkssten
müssen wir unstreitig bezahlen: über das Ei-
genthum des Gebäudes sind wir nicht kompe-
tirliche Richter — es ist darüber ein Gesez vor-
Handen. Indessen ists sonderbar, daß wir
nicht in Nationalgebauden wohnen, während
Direktoren und Minister in solchen wohnen. Er
will, die Saal nspektoren sollen ein Nationalge-
bände für die Sitzungen des Senats suchen.

Bay stimmt Lüchard und dem Schlüsse von
Muret bei.

Fuchs wundert sich auch höchlich mit Kubli,

Zimmermann fodert, daß die BB. Bir-
cher und Eglvff, die immer noch auf dem

Verzeichniß der Vollsrepräsentanken stehen, un-
geachtet sie noch niemals erschienen sind, aus
diesem Verzeichniß aüsgcsirichen werden.

Anderwer.'h foderl Vorweisung dieses An-

trage an eine Eomnusson, weil auch noch Ae»
fugimgcn gegen Repr^s-nranwu, die aus wie-

derholte En-ladungcn hin nicht zurükgekomme«,
genossen weide:: muhen.

Der -Gegenstand wi.d an eine ComMon
gewiesen, in weiche geordnet werden: Kartier,

daß die obersten Gewalten zu Bern in Privat-!Iomini, Eustor, Schlup und Kauf-
Häusern wohnen müssen; erwünschte übrigens,
daß das Gesez über Söndcrung des Sraat«
«nd Gemeinbguts in Vollziehung gefezt würde
und meint die Städter schwimmen im Reich-
chum, während nur das Landvolk gedrukt werbe

Lüthard erinnert, daß die Eile, mit der oje
obersten Gewalten in Bern anständig empfan
gen werden mußten, Grund ist, warum sie nicht
überall in Nationalgebäude placirt werden konn-

ren; die bisher blos provisorische Existenz der
Regierung in Bern, hat diesen Zustand verlän
gern müssen.

Man beschließt: die Saalinspektoren sollen
die Kosten bezahlen, die die Einrichtungen des
Hauses erfodern; ferner soll das Direktorium
eingeladen werden, entscheiden zu lassen, ob
dieses Gebäude Nationalgebäude ist ode«- nicht

In geheimer Sitzung wird folgender Beschluß
angenommen:

In Erwägung, daß es eine der ersten Pflich-
ten der Regierung ist, dafür zu sorgen, daß das
Land mit einer hinlänglichen Menge Lebens
Mittel in den möglichst billigen Preisen versorgt
werde,
hat der große Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
Das Nollz. Direktorium einzuladen, den

gesezgcbenben Rathen in Zeit von 8 Tagen
einen" Bericht zu erstatten, was für Maßregeln
dasselbe für die Anschaffung von Getreide, und
zu Verhütung einer Theurung getroffen habe.

Grosser Rath, 12. Novemb.
Präsident: K o ch.

Folgende Mitglieder fanden sich beim gestri-

geu Namensaufruf ohne Urlaub abwesend : Bir-
cher, Bonolier, Enz, Eglvff, Maulaft Mayer,
Rosetti und Wyder. '

manu o. Etassisburg.
Escher begehrt, baß die neuen Abfassungen

von denjenigen Gesetzen und Beschlüssen, die

:n der Canziei des Direktoriums verloren mr-

den, nun von dem jetzigen Präsident und EU

creiars unterschrieben werden, iu so fern d-est-

nigcn Präsidenten und Secretärs, unter denen

die Gesetze zum erstenmal abgefaßt wurde»,

nicht mehr vorhanden sind.
Dieser Antrag wird angenommen.
B il lerer im Namen einer Eommission »s>

folgendes Gutachten vor:
In Envägung, daß es durchaus unsi-M'S

seye, daß irgend eine Gemeinde m Helvète
Narionaigüter mit neuen Auflagen oder LM
beschwere,
hat der große Rath nach erklärter DringuN"

beschlossen:
1. Keine Munizjpalirät noch Gemeindekam

solle befugt seyn, ohne besondere
Verfügnng, etwas an den Nationals""
verändern, noch dieselben mit neuen e» »

oder Beschwerden zu belegen. n>el-

2. Jedoch solle denjenigen Geme-men-
ehe rechtskräftige Titel auf d,e Nation g

besitzen, hierdurch nichts benommen
.8. Die Verwaltungskamniern der " ^sind verpflichtet, für die genaue Harm?

ies Gesetzes sorgfältig zu wachen.
Schlumvf fodctt, daß dicftv EnitaW

^
2 Tage auf den Canzleinsch L^egt we

^ ^Escher hingegen begehrt Dnngllchk
klärung, theils weil dieser n-ebr

schon behandelt wurde, und alw ni

neu ist, theils aber, weil er dieses Gn "^nscht,
durchaus unzwekmäßig halt, und a:zo

daß ein besseres ohne Aufschub nacy

Grundsätzen ausgearbeitet werde.
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Gapany, îartier und Huber folgen
der Dringlichkeit - Erklärung aus den von
Eschern angeführten Gründen. Die Dringliche
keit wird erkannt, und das Gutachten Mveise
in Berathung genommen.

§. i. Deslöes. Immer schreyt man von
Gleichheit, und doch legt man uns Gutachten
vor, welche allen Grundsätzen der Gleichheit
entgegen sind: da sich nicht in allen Gemein-
den gleichviel Nationaigüter vorfinden, so ware
eine Befreiung derselben von den Gemeindsbe-
schwerden höchst ungerecht; ich fodere Zurük-
Weisung des Gutachtens an die Commission.

Anderwerth stimmt bei, weil es durch-
aus ungerecht wäre, die dem Staat gehörigen
Güter von den Lokalbeschwerden zu befreien,
um dadurch Nachbarn derselben um so mehr
zu beschweren: Ganz anders hingegen ist
es mit den Staatsadgaben beschaffen, und
diese auch von den Nationslgütern bezie-
hen zn wollen, wäre höchst lächerlich, allein
hiervon ist nicht die Rede, sondern von blos-
sem Gemeindsabgaben, und also weise man
dieses Gutachten zurük.

Zimmermann. Es ist freilich leicht, ein
Gutachten als schlecht zu verwerfen, allein,
wenn es um gründliche Beweise zu thun ist,
so mag es schwer halten, dieselben in dem ge-
genwärtigen Fall zu liefern; dieser § ist in je-
dem Fall zwekmäsig, denn nie werden wir den
Munizipalitäten das Recht geben wollen, die
in ihrem Bezirk liegenden Nationalgüter will-
kührlich zu belegen; und durch diesen § sind
die Pächter derselben keineswegs ausgenommen,
denn wenn sie etwas besitzen, so werden sie im
Verhältniß ihres Vermögens auch die Lasten
tragen, die dem Gesez gemäß auf das Vermö-
gen vertheilt werden; ich unterstütze den §.

Gmür ist nicht befriedigt durch Zimmer-
manns Erklärung denn laut derselben würden
sich alle Nationalgüter - Pächter, der Einquar-
tierungen und aller übrigen Gemeindsiasten enk-
ziehen; es sind Gemeinde» in denen zwei Drit-
theile aller Güter dem Staate gehören, warum
sollten nun die Privat-Eigenthümer des übn-
gen Dritthcils, die Gemeindsiasten des Ganzen
wagen? dieses wäre durchaus ungerecht, be-
Inders da die Nationaigüter, welche ehedem
àstcrgiiter waren, und als solche auch die
oemeinosiastf!, trugen, nun aus einmal zum

'2;

Schaden der Gemeindsgenossen hievon befreit
würden; ich stimme Anderwcrth bei.

Billeter begreift nicht, wie Audcrwerth
raisonnirk, und bemerkt Gmür, daß gerade seine
Gemeinde Schänis auch so viel Nationaigüter
hat, daß wenn diese belastet werden müßten,
der übrige Theil der Gemeinde so viel als
nichts mehr zu bezahlen hätten, welches nage-
recht wäre gegen die Gemeinden weiche keine
Nationalgüter haben, und wo also der Staat
in Ertragung der Gemeindsiasten nicht zu Hülfe
käme, und also Ungleichheit und Ungerechtig-
keit beendzweckt würde. Er stimmt ganz zur
Annahme des Gutachtens.

Gmür. Ich sprach nicht für meine Ge-
meinde, denn als die Oestreicher im Lande wà?
ren, so nahmen sie überall wo sie fanden, ohne
Unterschied von Staats- oder Partikuiargütern,
und als die Franken kamen, nahmen sie eben?
falls ohne Unterschied was noch übrig blieb,
so daß ich in Rüksicht meiner Gemeinde, w»
überall nichts mehr zu nehmen ist, ganz unpars
theyisch bin.

Secretan. Das Gutachten ist undeutlich;
ist von Staatsauflage» die Rede, so wäre es
lächerlich, dieselben von Staatsgütern entheben
zu wollen; ist aber von Lokalbeschwerden
die Rede, die zum Nutzen des oanze» Ge-
meiudsbezirks dienen, so ist natürlich, daß die
Nationalgüter auch die disartigen Beschwerden
mit tragen helfen; allein sobald von neuen
Beschwerden die Rede ist, so sollen diese doch
auf jeden Fell nicht ohne Einwilligung der
Stellvertretung der Nation auf Nationalgüter
gelegt werden, sonst könnte nach und nach al-
les auf die leztern Güter gelegt werden. Wie
sollen hierüber dem Beispiel der alten Regie--
rung von Bern folgen, welche hierüber sehr
zwekmäßige Vevrdnungen hatte; ich begehre
also, daß das Gutachten nicht jur AbànderunK
des Grundsatzes, sondern zur Verbesserung der
Abfassung, der Commission zurükgewiesen werde.

Hub er. Der Staat besizt Güter, dse im
gleiche» Verhältnisse zu ihm stehen, wie die
Pnvatgüter zu dem Bürger, f«lglich müssen
diese Gurer durchaus den gleichen Lokalbe-
schwerden unterworfen seyn, denen die Privat-
guter unterworfen sind. Hingegen besizt der
Staat als Staat gewisse Güter, z. B. Seen,
Flusse, Hochwälder, Eigenthumsloses Land
u.w., diese können durchaus nicht mit à
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' sen Lasten belegt werden, sondern müssen ftey
seyn ; diesen Unterschied soll das Gutachten
deutlich aufstellen, und zu diesem Ende hin
muß dasselbe der Commission zurükgewiesen
werden.

Legler ist durchaus Secretans Meinung,
und glaubt es verstehe sich von selbst, daß
Pachter von Nationalgütern so gut wie andre
Bürger, den Einquartierungen, den Requisitions-
fuhren und Lieferungen unterworfen bleiben,
ungeachtet der Aufstellung des Grundsatzes
dieses §.

Schlump f. Die lezte Botschaft des Di-
rektoriums über diesen Gegenstand ist der best?
Beweis wider das vorgelegte Gutachten, wel-
ches aller Gerechtigkeit ' zuwider wäre, indem
es Nalivnaigüteru ein Privilegium giebt, weis
ches in einer Republik durchaus nicht Statt
haben soll. Ich stimme für Verwerfung des!
Gutachtens.

Beutler ist auch Schlumpfs Meinung, und
will nicht privilegirre Güter haben.

Escher. Das Gutachten ist offenbar um
deutlich, weil es dazu Anlaß gab, von Staats-
abgaben, gewöhnlichen Gemeindsbeschwerden
und den jetzigen Kriegslasten zu sprechen und
dieselben zu vermengen, da doch einstweilen
nur von diesen lezkeru die Rede ist. Um das
jetzige Verhältniß, welches wir zu bestimmen
haben, gehörig zu fassen, so denke man sich
nebe» einander zwei Dörfer, deren Ausdeh-
nung, Vermögenszustand und Kriegsbeschwer-
den ganz gleich smo. In dem einen dieser
Dörfer wohnen ioc> Bürger, denen der ganze
Dorfbezirk eigenthümlich zugehört; in dem an-
dern Dorf aber sind nur 50 Bürger, und die
Hälfte des Bezirks besteht aus Nationalgütern;
nehmen wir nun dem Grundsaz des Gutachtens
zufolge, die Nationalgüter von allen Kriegs-
lasten aus, so werden offenbar die 50 Bürger
des einen Dorfs, der Nationalgüter wegen so
viel zu tragen haben, als die l-o Bürger des
Dorfs ohne Nationalgüker; das ist: erstere
sind durch unser Gesez doppelt belastet, welches
durchaus ungerecht ist: wollen wir also ge-
recht gegen alle Bürger seyn, so müssen nicht
die Pachter der Nationalgüker nach ihrem in-
d vwuellcn Vermögen, sondern nach dem Be-
t ag der Nationalgüter, die sie im Pacht ha-
Inn jedoch mit Rükgreifrecht auf die Nation
belegt Wüche». Hubers Einthelluug der Isa-

tionalgüter ist nicht annehmbar, denn sie würde
m gewissen Fällen die gleiche Ungerechtigkeit
bewirken wie das Gutachten. Man nehme z. B.
an, eine Gemeinde habe Holzlieferung zu ma-
chen; würden nun die Nationalforsien von all
lcn Kriegsbcschwcrdcn befreit, so würd« da-
durch der Privalwaid um so viel mehr belastet,
welches wieder ungerecht ware. (Forts, folgt.)

I il I ä n d i s ch e Nachrichten.
Zürich, 4. Jan. Mit Sehnsucht erwart«

ich die Bekanntmachung der dem gesezgebenden
Corps vorzuschlagenden Verfassungsacte; es

herrscht bei unsern guten und sonst unbefangen-
sten Köpfen eine nnglükiiche Tendenz zum K-
derativsystcm. Sie fangen jezt an die Unnch-

lichkeit der Einen « poarsriori aus der biffst
rigcn Erfahrung zu beweisen, reden dann fm«

lich von einer vervollkommneten ConföderaÄ»
u. s. w. — wissen aber weder im Einzelnen

noch im Zusammengesezten, was sie eigentlich

wollen und sehen nicht, daß sie sich gerade auf

halbem Weg zum Bessern, wieder in ein Chaos

zurükwerfen würden. Ich für meinen The»

sehe es hingegen als die einzige gute Seite vo»

unserm Uuglük und besonders von demjemchn

der kleinen Kantone an, daß wir nun mufft
genug sind, uns zusammenzufügen: wenn stfi

nicht, dann nimmer!
— Unsere Wahlversammlung hak der

sehen Constitution und den sogenannte» Vons,

Wahlen Ehre gemacht, obgleich die aitti-austro,
oligarchische Parthci im ersten Schreck?" "e,

hauptet hatte, sie sey bei der Ausstoß^ '
kurz gekommen und obgleich der
Statthalter Pftnninger am 22. Dec. SM » '

funden hatte an das Direktorium zu
es seyeu durch die UrVersammlungen entlw' ^Contrerevolutlonärs und gewesene csterreicyn

Werber zu Wahlmännern gewählt worden, '

durch das Loos seyen beinahe alle dieft w
bcn, da hingegen die meisten und besten ^knoten ausgeschlossen worden, es fty
befürchten, daß die Wahlen gar nicht zum

sten der Republik ausfallen werden —- /'lD.-rs
her frage er an: ob solche Contrcrcvvim
und östr. Werber nicht von der Walffon

- ^lung ausgeschlossen werden könnten? ^rekloriuin antwortete den 27.
Minister des Innern, es finde nicht w
«was zu verfügen.
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